
IV. iDem Lcmdraisamt in .. ..............................................................  Mit

wird anliegendes Baugesuch mit •d^rn Bemerken vorgelegt, daß im Baulasten­

buch keine — folgende — baurechtliche Verpflichtung (Baulast) eingetragen ist.

Anlagen:

v. Landratsamt

Beschluß

1. Eintragung in die Bautabelle Nr. ...........

2. Übersendung einer Plcinfertigung — R. v. — an das jStraßenbauamt Eilt!
..................................................... mit dem Ersuchen um Äußerung zu dem Bauvorhaben, auch über die

Entwässerung und zur Absteckung der Bauflucht.
5.r R. errn Bezi7ksbaumeisTgr~lT^^ chtung de^-Bamvorhabens.

4. Beleg und Wv. in 1 Woche.

Lcmdratsqjpit:

vi. Bezirksbaumeister

An das Landratsamt hier Mit .......... Anlagen:

Nach Erledigung unter Anschluß des Baubescheidentwurfes mit Bedingungen an das Landratsamt wieder 

vorzulegen.

Prüfungsgebühr DM

.................... Baubesichtigungen.

Der umränderte Teil ist vom Antragsteller 
nicht auszufüllen!

Hugstetten......... ,den .. 6
"""■ 11

L a n d r a t s a m t !
Frei b u rg i. Pr.

Baugesucl lEing. 1 z. JAN. 1956
---------------------- Anlagen !

Frau Agnes Senrich r " ' 1
(Vor- und Zuname) (Beruf)

in Gottenheim ,
(Wohnort) (Straße und Nr.)

zemh en ^5

Landratsamt
Frei bu rg i. Pr.

I lEing. 1 2. JAN, 1956

---------------------- Anlagen

z u mJMeu^/ □rri^Y E r w'e ttdrühqsbau ei ne s

Wohnhauses mit Nebengebäude
(Zweckbestimmung des Baues)

in .........Go.t t enhe im.............. z. ............
(Ortsteil, Straße und Nr.) (Ort der Baustelle)

Lab. Nr................5.12/.1........

Mit ..........Anlagen: An das Bürgermeisteramt .........G. O..t. t. e.n. h.6. .1.m.............

In der Anlage übergebe ich das Baugesuch zum obigen Bauvorhaben mit der 

Bitte, dieses nach Prüfung und Stellungnahme an das Landratsamt zur Herbei­

führung der baupolizeilichen Genehmigung weiterzuleiten. Dem Baugesuch sind die 

erforderlichen Pläne mit Baubeschreibung und statischer Berechnung in doppelter 

Fertigung nebst einer Zählkarte für die Baustatistik in dreifacher Fertigung beigefügt.

öffentliche Mittel werden — nicht — in Anspruch genommen.

Die Pflichtnormen für den sozialen Wohnungsbaiu sind —JliEhX— beachtet. Die 

erforderlichen technischen Angaben sind in den Bauzeichnungen enthalten.

Die verantwortliche Leitung des Baues habe ich dem

..TJ.i.P..H.?......A..n.t.on: , .Architekt in Hugstetten
(Zu- und Vorname) (Beruf) (Ort)

übertragen. Letzterer bestätigt gemäß § 125 (2) LBO die Übernahme der verantwort­

lichen Bauleitung gegenüber der Baupolizeibehörde durch seine Unterschrift.

595 Baugesuch Nachdruck verboten! A. Riethmüller, Formularverlag, Freiburg i. Br.



Bürgermeisteramt

Got tenheim

I. Einbestellung der an das Baugrundstück angrenzenden Nachbarn (erforderlichenfalls auch die Eigen­

tümer der auf der gegenüberliegenden Straßenseite gelegenen Grundstücke) gemäß § 130 LBO.

1- Zangerle , Franz, Landwirt
2. Keller Xaver, Landwirt Ww.
3. Hertweck Adolf

Lgb. Nr. 219/2
Lgb. Nr. G2 (
Lgb. Nr. 226

II. Vordem Bürgermeisteramt erscheinen folgende Personen und erklären als Eigentümer der an das Bau­

grundstück angrenzenden iNachbargrundstücke nach Einsichtnahme in die Pläne unter Hinweis auf die 

Bestimmungen der §§ 56 und 57 LBO.*):

Gegen das Bauvorhaben haben wir nach den vorgelegten Plänen  einzuwenden.

4. Spitzer Ferdinand, Landwirt
5. Wiloth Philipp, Eheleute
6. Hunn, Benedikt,

Unterschriften:

Lgb.Er. 219
Lgb.Nr. 209
Lgb. Nr^j21 1

Der Grundst ückso igr- ntümer 
-^h^leute verweigern ihre

des Grundst Lieks #gb.Nr. 2o9, V/floth Philipp 
Zustimmung zu genanntem Bauvorhaben.

*) Bei Zustimmung der Grunds'tü'cksnachbarn nach § 57 g) Satz 2 und 3 LBO. ist folgende schriftliche Erklä­

rung (Protokoll) erforderlich, die nicht in das Baulastenbuch eingetragen wird:
Als grundbuchmäßiger Eigentümer des Grundstücks Lgb. Nr. .. bin ich damit einverstanden,
daß von der Errichtung einer Brandmauer gegen mein Grundstück abgesehen wird.

kh wurde auf die Bestimmung des § 57 (0 LBO. ausdrücklich hingewiesen und bin mir klar, daß ein

etwa später auf meinem Grundstück zu errichtendes Gebäude vom Bau des 

 entweder 3,60 m entfernt’ bleiben oder die in diesem Bau zu­

gekehrte Seite eine Brandmauer erhalten muß.

Eigenhändige Unterschrift:
Dienstsiegel Zur Beglaubigung: 

III. Prüfung und Stellungnahme des Ortsbauausschusses zum Bauvorhaben, 
nötigenfalls nach Besichtigung der Baustelle

1. Ist der Antragsteller grundbuchmäßiger 
Eigentümer oder in welchem Rechtsver­
hältnis steht er zu dem Baugrundstück?

2. Sind im Lageplan die Namen der Grund­
stückseigent. richtig angegeben? Wenn 
nicht, sind diese entspr. zu berichtigen.

3. Liegt der Bau
a) an einer Btmde^sUaße, Landstraße'l. 

oder II. Ordnung ode^- Qrteot-reßei?
b) außerh. des Bereichs der Ortsstraßen 

u. Pläne od. des geschloss. Ortsteils?
c) an einer festgestellten, ober noch 

nicht bestehenden Ortsstraße?
d) an einem öffentlichen Weg, der nicht 

zugleich Ortsstraße ist?
e) in geringerer lEntfennung von der 

Eisenbahn als 7,50 m von der Kante 
des Bahnkörpers oder von der Grenze 
eines Bahnhofs?

f) an einem Wasserlauf od. Hochwdsser- 
damm? Wenn ja, Angabe des Wasser­
laufs und der Entfernung?

g) weniger als T20 m von einem Wald 
entfernt (vgl. §§ 57—59 Forst-Ges.)?

h) in einem Naturschutzgebiet?

4. Handelt es sich um die Überbauung 
eines Brandplatzes n. § 49 GebVersGes.?

/ ~

5. In welcher Weise wird der Bau mit Trink­
wasser versorgt?

6. Falls der Bau die Nachbargebäude berührt, 
beträgt der Abstand des Baues

a) weniger als 3.60 m von der äußersten Ge­
bäudeseite des Nachbargebäudes?

b) weniger ails 1,80 m vom unüber­
bauten Nachbargrundstück?

c) ist die Abschlußwand des Nachbar­
gebäudes als Brandmauer hergestellt?

8. Wie und wohin soll das Regen- und Ab­
wasser (Brauchwasser) abgeleitet wer­
den? (§ 16 LBO.)

9. Befinden sich an der Straße, an welche 
angebaut werden soll, Straßenrinnen od. 
unterirdische Kanäle? Besitzen d. Straßen­
rinnen genügend Gefäll? (§ 14 LBO.)

7. Ist im Baulastenbuch eine Baulast einge­
tragen und wie lautet sie (§ 27 des 
Ortsstraßengesetzes)?

10. Befinden sich in der Nähe der Abtritt­
oder Dunggruben Brunnen oder eine
Wasserleitung, bejahendenfaills, wie groß 
ist die Entfernung? (§ 16 LBO.)

   

11. Wird das Baugrundstück von Stark­
stromleitungen der öffentlichen Strom­
versorgung gekreuzt?

 

12. Welche Anträge stellt der Ortsbauaus­
schuß?



A. LIPS, ARCHITEKT 
HUGSTETTEN b/Frbg.

Hugstetten, den 6. Dez.ember 1955

. Baube .schrie.bx....

..l..«...,Jauhe,rr.!... Neu~M<eüd:eq^M^^<eMe^ de sc r
Names Krau Agnes Senrich, ^we.

geb. Spitzer
Wohnort: Gottenheim, Hauptstraße
Bauort: Gottenheim, Straße n. Bötzingen
Lagebuch Nr. 219/1

„ J....Grund st u c k;
Lage:
Innerhalb - aul^harW - des urtsetters
der Gemeinde Gottenheim
Abstand von Straßenachse:
Landstraße I.Ordnung, Kreisstr. Gemeindeweg: Lgb. Nr. 288 
Grundbuchmäßiger Bauherr: Brau Agnes Senrich Wwe.

.3..i-^6bäude
1 Zahl u. Art der Gebäude Eamilienhaus, 1,5 stockig

Zahl und Größe der Wohnungen: Wohnfläch
1 Wohnung(en) mit 5 Zimmern, Küche mit Bade raum

Wohnung(en) mit Zimmern, Küche mit -ohne- Baderaum qm
Wohnung(en) mit Zimmern,. Küche mit -ohne- Baderaum qm
Wohnung(en) mit Zimmern, Küche mit -ohne- Baderaum  qm

Gesamtwohnfläche = 62,32gm

Von den aufgeführten Wohnungen sollen teilweise gewerblich oder 
beruflich benutzt werden:

Wohnungfen} (Gesamtwohnfläche) qm mit einer Teilfläche von qm
Wohnung(en) (Gesamtwohnfläche) qiji mit einer Teilfläche von qm

Zusätzliche Räume für:

Bauausführung^,
Kellermauerwerk 
Außenwände: 
Innenwände: 
Kellerdecke: 
Geschoßdecke: 
Dachdeckung:

Beton
BimshohlbloGesteine
Back/Schwemmsteine
Hohlkörperdecke
Holzbalken
Ziegel

Fußböden: Holz, Platten
Wasserleitung 

Hauswasserversorgungsanlage; 
jfeß, elektr. Licht:
Öfen- Qjfeik^ö^m^heizung:
Bad: nicht eingerichtet

Grube
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genehmigt
r u M?|?'sabe des Baubesdieich

^••^PnJ956

Freiburg i. Br., den---------------- "
Der Landrah



.^ss erwirtschaft samt Freiburg^ den 2. Feöruar 1956
Nr, 509
Anlage; 1 Merkblatt, Betrt: Erstellung einer Kläranlage

1 Baugesuch« auf ^emarkung Gottenheim

Lgb. Nr, 219/1 durch
Frau Agnes Sennrich (Bauherr)
in Gottenheim

Landratsamt
Aot. II Freiburg

Die vorläufige Prüfung dee Baugesuches gibt su
Beanstandungen keinen • Anlaß

6. FEO. btt«
. . -- -e.nicgenAn das p-■

/ Haus -..und Fäkal - aus faJtferuloebfvoi? mind .8,00 

zweite und dritte Kammer je

zunächst
Abwässer müssen/durch 

•xm Nutzinhalt (erste

wasserdichte ein eZvie hrkamme r-

Kammer 50
25

ein xacu^eleitet werden.
die Gemeinde

Gottenheim die Verlegung einer Abwasserleitung in der Bötzingerstraße +
Es/^^tc ein Verleihungs-/ Genehmigungsverfahren nach dem W.G«
'wird sodann 'oder

erlagen (Antrag, Erläuterungsbericht,
Kläranlage und Ableitung, Berech-

erforderlichj/kßoxx üblichen Unt 
das dann mit den

Lageplan, Längenschnitt durch
nungstabelle und Betriebsvorschrift) siokk in vierfacher Fertigung 

IS U
dort einzureichen/(siehe beiliegendes Merkblatt). /

An Unkosten mögen DM 5,50 rückerhoben werden.

+) plant und in absheoarer Zeit verlegen will, kann 4.Zt. mit dem Anschluß 
der Überlaufleitung aus der künftigen Klärgrube an diese Abwasserleitung 
gerechnet werden.





Landratsamt Freiburg 
Bauabteilung

Baubescheid Nr.2,5  /5.6

Freiburg , denlö...April 1^6 
Telefon Nr. 5344

Baugesuch de Frau Agnes Senrich

in Gottenheim 9 Hauptstraße
(Wohnort, Ortsteil, Straße Nr.)

zum N^xücgrx^nbau, eines 

Wohnhauses mit Nebengebäude

auf dem Grundstück Lgb. Nr. 219/1 

der Gemarkung Go'b'i'.onlieiri......
(Wohnort, Ortsteil, Straße Nr., Gewann)

Baubescheid
De;. 7 . ■; Agn ■ S  •' ' in Göt.t.enhei'm

.......................wird hiermit, unbeschadet der Rechte Dritter, für das obengenannte Bauvor­
haben nach Maßgabe der anliegenden, mit Genehmigungsvermerk versehenen Bauvorlagen (Zeichnungen, Bau­
beschreibungen und statische Berechnungen) gemäß §§ 112, 123 (1) und 131 (6) der Landesbauordnung die

baupolizeiliche Genehmigung
unter den nachstehenden Bedingungen erteilt.
Gegen diesen Baubescheid ist das Rechtsmittel der Beschwerde an das Regierungspräsidium Südbaden — Ab­
teilung allgemeine und innere Verwaltung — in Freiburg i. Br. gegeben, die binnen 14 Tagen nach Zustellung 
dieses Bescheides mit sachlicher Begründung hierher einzureichen ist. Das Recht der Erhebung der Klage binnen 
eines Monats seit Zustellung beim zuständigen Verwaltungsgericht bleibt hiervon unberührt.
Diese Baugenehmigung begründet für den Gesuchsteller keinen Anspruch auf ein Baudarlehen aus öffentlichen 
Mitteln oder auf eine Brandentschädigung.

Allgemeine Bedingungen:

1. Als verantwortlicher Bauleiter wird hiermit Herr ....................................
in -.b£'.PjT-.t'.t: F.P .............................. bestätigt, der dafür verantwortlich ist, daß bis zur Fertigstellung
des Bauvorhabens alle Arbeiten nach den anerkannten Regeln der Baukunst ausgeführt und alle Bedingungen 
dieses Baubescheides genau beachtet werden.
Ein Wechsel in der Person des Bauleiters nach Erteilung der Baugenehmigung ist unter Anschluß einer ent­
sprechenden Erklärung des neuen Bauleiters rechtzeitig der Baupolizeibehörde anzuzeigen. Bis zum Eintreffen 
dieser Anzeige dauert die Verantwortlichkeit des bisherigen Bauleiters fort.

2. Neben dem verantwortlichen Bauleiter bleiben für die vorschrifts- und planmäßige Ausführung des Baues der 
Bauherr sowie die mit der Ausführung von Arbeiten beauftragten Unternehmer und Bauhand werker verantwortlich.

3. Bei der Bauausführung sind zu beachten:
a) Die allgemein geltenden Vorschriften der Landesbauordnung, der Gemeinde- oder Bezirksbauordnung, 

ferner alle für das Bauvorhaben maßgebenden sonstigen baurechtlichen Bestimmungen sowie die ein­
schlägigen DIN-Vorschriften.

b) Die in dem Baubescheid enthaltenen besonderen Bedingungen und Eintragungen (mit grüner Farbe) in 
den Bauvorlagen und die Prüfungsvermerke.

c) Die geltenden Arbeiterschutzbestimmungen, insbesondere auch die Unfallverhütungsvorschriften der Bau­
gewerksberufsgenossenschaft.



4. Abweichungen von den genehmigten Plänen und deren Beilagen bedürfen der vorherigen baupolizeilichen 
Genehmigung, die unter Vorlage entsprechender Planunterlagen und Berechnungen rechtzeitig nachzusuchen 
ist. Eigenmächtig vorgenommene Änderungen in der Bauausführung können die Einstellung des Bauvorhabens, 
Beseitigung des planwidrigen Zustandes sowie Bestrafung aufgrund des § 367 des Reichsstrafgesetzbuches 
und § 116 des Polizeistrafgesetzbuches zur Folge haben.
Außerdem ist mit Entziehung bewilligter Darlehen aus öffentlichen Mitteln zu rechnen.

5. Mit der Ausführung von Beton-, Stahlbeton-, Stahl- und Holzkonstruktion dürfen nur solche Firmen betraut 
werden, die Gewähr für deren ordnungsgemäße und fachgerechte Ausführung bieten. Auf die Einhaltung und 
Beachtung der einschlägigen DIN-Vorschriften wird besonders hingewiesen.
Der verantwortliche Bauleiter hat diese Arbeiten zu überwachen und dafür Sorge zu tragen, daß die geneh­
migte statische Berechnung in vollem Umfange beachtet wird. Falls er mangels genügender Erfahrung Sach­
kenntnis (schwierige Konstruktion) hierzu nicht in der Lage ist, hat er auf eigene Veranlassung einen amtlich 
anerkannten Prüfingenieur beizuziehen.
Vor Abnahme des Rohbaues ist der Baupolizeibehörde durch den Bauleiter und gegebenenfalls den beigezo­
genen Prüfingenieur eine entsprechende schriftliche Erklärung über die ordnungsgemäße Durchführung und 
Überwachung der Bauarbeiten abzugeben. Dies gilt auch für Fertigbauteile, die nicht amtlich zugelassen sind.

6. Werden bei Herstellung des Baues allgemein zugelassene Fertigbauteile verwendet, ist vor Rohbauabnahme 
durch eine schriftliche Erklärung der Herstellerfirma der Nachweis zu erbringen, daß die Fertigbauteile in 
Beachtung der amtlichen Zulassungsbedingungen und der geltenden DIN-Vorschriften hergestellt worden sind.

7. Dieser Baubescheid mit sämtlichen zugehörigen Unterlagen muß von Beginn bis zur Beendigung des Bau­
vorhabens zur Einsichtnahme bereitgehalten werden.
Den mit der Überwachung beauftragten Personen ist jederzeit Zutritt zur Baustelle und Einblick in den Bau­
bescheid und die Bauvorlagen zu gewähren.

8. Die festgestellte, von dem Straßenbauamt, der Ortsbaukommission oder einer sonstigen amtlich damit beauf­
tragten Person abgesteckte Baufluchtlinie ist genau einzuhalten. Das Gleiche gilt für die Straßenfluchtlinie bei 
Errichtung der Straßeneinfriedigung. Die geschlagenen Pfähle sind bis zur Sockelabnahme stehenzulassen.

9. Für die Straßeneinfriedigung sowie für die über 2,00 m hohen Einfriedigungen gegen die Nachbargrundstücke 
ist besonders baupolizeiliche Genehmigung erforderlich und unter Planvorlage rechtzeitig zu beantragen. 
Dies gilt auch für Werbeeinrichtungen und Beschriftungen am Gebäude.
Der beabsichtigte Verputz oder der Anstrich eines Gebäudes sind der Baupolizeibehörde (Landratsamt) 
besonders mitzuteilen, soweit im Baugesuch hierüber nichts enthalten ist; die unterliegen nach Maßgabe der 
örtlichen Bauvorschrift ebenfalls der besonderen baupolizeilichen Genehmigung.

10. Schriftliche Anzeigen sind zu erstatten:
A) der Ortspolizeibehörde (Bürgermeisteramt) vor Beginn der Bauausführung, spätestens bei Beginn der 

Grabarbeiten;
B) der Baupolizeibehörde (Landratsamt) zwecks:

a) Sockelabnahme, sobald der Bau auf Sockelhöhe fertiggestellt ist,
b) Rohbauabnahme, sobald der Bau in seinen Mauern, Gewölben, Eisen-, Stahlbeton-, Holzkonstruk­

tionen und Dacheindeckung fertiggestellt und die Kamine über Dach geführt sind.
Vor der Rohbauabnahme dürfen keinerlei Verputzarbeiten vorgenommen werden,

c) Schlußabnahme und Bezugserlaubnis, sobald das Bauvorhaben fertiggestellt ist. Vor Ertei­
lung der Bezugserlaubnis darf der Bau nicht bezogen werden. Diese Anzeige gilt nicht als Antrag zur 
Einschätzung des Gebäudes mit augenblicklicher Wirkung im Sinne des § 23 des Gebäudeversicherungs­
gesetzes (§ 140 Abs. 11 LBO.)

C) dem Bezirksschornsteinfegermeister
a) die Fertigstellung der Schornsteine und Räucherkammern vor dem Verputz,
b) die Fertigstellung des Bauvorhabens 8 Tage vor dem Bezug bzw. der Ingebrauchnahme der Feuerungs­

anlagen.
11. Zur Durchführung der Prüfungen müssen alle Teile des Baues sicher zugänglich sein. Für den Fall nicht 

rechtzeitiger Erstattung oder gänzlicher Unterlassung der vorgenannten Anzeigen wird dem Bauherrn und 
dem verantwortlichen Bauleiter aufgrund des § 31 Polizeistrafgesetzbuch eine Ordnungsstrafe bis zur Höhe 
von 50.— DM angedroht.

12. Die Baugenehmigung erlischt, wenn innerhalb Jahresfrist, vom Tage der Aushändigung des Baubescheides 
an gerechnet, mit der Bauausführung nicht begonnen wird. Sie kann zurückgenommen werden, wenn der 
begonnene Bau ein Jahr lang unvollendet geruht hat oder während des gleichen Zeitraumes über Gebühr 
verzögert wurde.
Die vorgenannte Frist kann vom Landratsamt unter Einhaltung des vorgeschriebenen Genehmigungsver­
fahrens von Jahr zu Jahr verlängert werden, wenn hiergegen keine Bedenken obwalten.

13) heitert) und Bedingunßcn int öffentlichen Jntereoce bleiben
▼orbehelten.
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Landratsamt 
Bauabteilung:

 , den - 19 
Telefon Nr.

Baubescheid Nr. ■'  

Baugesuch de 
.J_ 5 3» TT f

in 1 II.

I. Baubescheid nach Anlage.

II. Ausfertigung des Baubescheids erhält das Bürgermeisteramt

in  

zum weiteren Gebrauch durch die Ortspolizeibehörde und den Ortsbauausschuß gemäß
den §§114 ff. der Landesbauordnung. Die angeschlossene Fertigung des Baubescheids 
nebst Plänen und stätfecherBerechhung ist den Bauherren gegen hierher vorzulegende
Bescheinigung zuzustellen; der beiliegende Durchschlag des Baubescheids (ohne 
Pläh¥)Ist dein Bauleiter zu übermitteln?

Die Ortspolizeibehörde und der Ortsbauausschuß haben die Bauausführung anhand des 
Baubescheids und der Pläne zu überwachen; diese Aufgabe besteht im besonderen darin:

a) die Ortspolizeibehörde hat dafür zu sorgen, daß der Bauherr bzw. Bauleiter gemäß
§ 139 der Landesbauordnung, spätestens mit dem Beginn der Ausführung Anzeige 
dorthin erstattet,

b) der Ortsbauausschuß hat darüber zu wachen, daß die allgemeinen baupolizeilichen 
Vorschriften und die besonders festgelegten Genehmigungsbedingungen befolgt 
werden (§§ 114 ff. der Landesbauordnung),

(Wohnort, Ortsteil, Straße Nr.)

zum Neu-, Um-, Anbau,

auf dem Grundstück Lgb. Nr. ' 

der Gemarkung; 
(Wohnort, Ortsteil, Straße Nr., Gewann)

Beschluß



c) die Mitglieder des Ortsbauausschusses haben alle von ihnen wahrgenommenen 
Verstöße gegen Bauvorschriften oder Bedingungen oder Vernachlässigungen der 
erforderlichen Sicherheitsmaßregeln alsbald dem Bürgermeister anzuzeigen (§115 
der Landesbauordnung)

d) der Bürgermeister als Verwalter der Ortspolizei hat die zur Aufrechterhaltung bau­
polizeilicher Vorschriften erforderlichen Maßnahmen zu treffen, vorschrifts- oder 
bedingungswidrige Ausführungen alsbald einzustellen und die geeigneten Anwei­
sungen zu erteilen, auch in jedem Falle alsbald Anzeige anher zu machen (§116 LBO).

III. Nachricht hiervon nach Form an
Elöktrizitätsvzerks-1BAKAGrE Fernmeldeami; , Finanzamt

Freiburg i/Br.

III. Nachricht von Ziff. 11 an den Herrn Bezirksschornsteinfegermeister nach Form.

IV. Nachricht von Ziff. II an das Landespolizei-Kreiskommissariat nach Form.  

V. Zustellung von I durch Bürgermeisterschein.

VIb)

Eintrag in die Bautabelle.VII.

DM

DM
DM

Baugebühr:
Straßenbauamt
Wasserwirt­
schaft s amt
Taxe und Spor- 
iel für Nach- 
sichtsert»
Auslagen

DM
DM

VIII. Sämtliche Pläne sind mit Genehmigungsvermerk und Amtssiegel zu versehen.
Villa) Merkblatt zum Baubescheid.

IX. Gebührenberechnung.

VI. An Herrn (Frau)............................................................. in ..............
Ihre Einwendungen werden, da sie bürgerlich rechtlicher Natur sind, gemäß § 131
Abs. 6 der LBO auf den ordentlichen Rechtsweg verwiesen.
Weitere Ausfertigungen des Bauboscheids dem
1) verantwortlichen Bauleiter -als Anlage zu Ziffer II-
2) der Abteilung  im Hause .
Ausfüllen der Zählkarten. /

^Landratsamt —/feauabteiluii

J.

X. W. V 4....Wochen...... (mit Schein). und Quittung 
Kostenbescheid Nr. HW .4L. 

vom . .V.



Land r a t s a m t

-Abt. V a-

Freiburg iobr», den
8. Juni 1956.

An das Abwanscrableitung aus den Heubau der
!• . Frau Agnes Benrioh in üottenhöim.Bürgermeisteramt °

Gottenheim._Gemäß o Tif'ter 1 a des .Wassergesetzes vom 12 0 4 »1913 (Bad» GVBl o 
So 25o) und § 56 der Vollzugsverordnung zum Wassergesetz .vonr 
12o4ol9i? (BadoGVBlo So 311) ioVoiTU § 27 Abse 3 des Gesetzes 
über die Landkreisselbstverwaltung in Baden vom 24»6ol939 (Bado 
GVBlö So 93) wird ■ -

der Gemeindeverwaltung Gottenheim hiermit das 
wasserpolizeiliöhe Hecht verliehen, nach Maßgabe der vorgelegten 
Plane und BeSchreibungen die in einer Dreikammer-Klärgrube auf dem 
Grundstück Lgb. 219/1 der Gemarkung Gottenheim biologisch gerei­
nigten Haus- und Fäkalabwässer aus dem Neubau der Frau Agnes Sen- 
rich in Gottenheim durch» eine Zementrohrleibung mit 15o mm / und 
durch die noch zuBe^säellftndeuO^tsk^nfjlisation in den Uhlbach ein- 

L^1 "Ser£Ji?an?age sind möglichst sämtliche Abwässer des Hauses9
jedoch keine Begenwasser- zuzuleitenc

2o) In .die Abwasserleitung (zwischen der Häuskläranlage und dem 
Vorfluter) dürfen keine Schächte mit Schlammraum eingebaut wer­
den« Bas geklärte Wasser ist auf dem kürzesten Wege dem Vorflu­
ter mit durchgehendem Gefälle zuzu-
f üh r SW ß kann 1 i sa 11 on- üh 1 ba c h

3o).Vor Inbetriebnahme der Anlage hat eine Abnahme durch, das Wasser­
wirtschaft samt zu erfolgen, das durch den Gesuchsteller recht­
zeitig schriftlich zu verständigen isto

4o) Die Beachtung der Betziebsvorschrift für die Klärgrube wird zur 
besonderen Pflicht gemacht, insbesondere sind von der Klärgrube 
alle lliederbchlagswasser zur Vermeidung von Überflutungen fern- 
zühalten 0

5o) Bie Klärgrube ist zweimal im Jahr (gegebenenfalls durch die Ge­
meinde) auf Kosten des Bauherrn zu entleeren und zu reinigen., 

6.) Bas Landratsamt kann jederzeit auf Kosten des Bauherrn die An­
lage untersuchen und Abwasserproben entnehmen und prüfen las­
sen o Ihren Beauftragten ist hierbei freier Zutritt zu dex* An­
lage zu gev/ahren 0

7«) Bie Verleihung kann jederzeit ohne Entschädigung mit angemesse- 
nex1 Brist widerrufen werdeno

8«) Bie Verleixung wird nur bis zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme 
einex’ zentralen Kläranlage (für eine Ortsentwässerung: mit 
Bakalieneinleitung) erteilto, Sobald eine solche erstellt ist, 
ist die Binzelkläxwnlage (gegebenenfalls 'mit gewissex1 Brist) • 
aussex’ Betrieb, zu setzen«,

9°) Weitere Auflagen zur* Wahrung öffentlicher oder privater Belange 
bleiben vorbehalteiio

10. ) Bis aur betriebsfertigen Erstellung der von der Gemeinde Gotten­
heim geplanten Kanalisation ist die Klärgrube wasserdicht zu 
verschliessen. Pie Abwässer sind rechtzeitig zur landwirtschaft­
lichen Verwertung abzufahren.

11. ) Vor Aufgrabung des Gemeindewegs ist durch den Bauherrn erforder­
lichenfalls die wegepolizeiliche Genehmigung bei der Ortspoli- 
zeibehörde Gottenheim zu beantragen.



Diese Entschliessung stellt noch keine endgültige Verleihung 
dar. Mit der Erstellung der Anlage kann daher erst begonnen 
weiden, wenn der Verleihungsbescheid zugestellt worden isto 
Der Verleihungsbescheid wird zugestellt werden, wenn diese 
Entschliessung rechtskräftig geworden ist, d.h0 die frist 
zur Einlegung eines Rechtsmittels abgelaufen oder auf die 
Einlegung eines Rechtsmittels verzichtet worden ist*

Gegen diese Entschliessung kann binnen 14 Tagen, vom 
Tage der Zustellung an gerechnet, Rekurs an das Regierungs­
präsidium Büdbaden in Freiburg eingelegt werden. Die Rekurs­
schrift wäre unter Angabe der einzelnen Beschwerdepv.nkte 
hierher vorzulegen0

Ausserdem kann gemäss § 2 der Landesverordnung über den 
Aufbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit vom ^o.3.1947 i.def. 
der Bekanntmachung vom 18.1.1952 (Bad.GVBl. S. 14) i.V.m. 
§ 5 de?? Ausführungsverordnung vom 16*1.1948 zur Landesver­
ordnung über den Aufbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit 'Bad. 
GVB1* 8. lr') innerhalb eines Monats, ebenfalls vom Tage der 
Zustellung an gerechnet, gegen diese Entschliessung Anfech­
tungsklage beim Verwaltungsgericht in Freiburg, Schwaighcf- 
strasse 13? erhoben werden.

falls beabsichtigt ist, kein Rechtsmittel einzulegen und 
der rechtskräftige Verleihungsbescheid zugestellt werden soll, 
bitten wir, die beigefügte Verzichtserklärung umgehend 
unterschrieben hierher zu übersenden. 
WM» • ■■■! WPM MHIIi Mr« «MM WM»

Die Kosten des Verfahrens fallen dem Bauherrn zur Last.,

II« Nachricht von Ziffer I erhält
a) Frau Agnes 8 e n r 1 c h in Gottenheim

Die oben aufgeführten Rechtsmittel können auch von Ihnen 
in Anspruch genommen werden. Falls dies nicht beabsichtigt 
istt bitten wir um Rücksendung der beiliegenden Verzichts- 
erklärun; nach Vollzug Ihrer Unterschrift.

b) die Buuabteilung im Hause
. auf Schreiben vom 9»Februar 195& zur Kenntnis.
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ioBio, den 1 1957^ 

Beschluss o

1) Bautabelle <■, o ?7O o y^^-
2) An den Bauherrn 2

Betreff 2 Baugesuch deS 7rau Agnes Senrich, 
in .(^tpjaheäju,___ _____________zur

/ ' .

In Ergänzung des Baubescheides von ±- J
wird Ihnen zur veränderten Ausführung de& Bachgeschoss-  
wohnung u, Erstellung des Nebengebäudes

nach beiliegenden Plänen unter dem Bedingungen des Baube­
scheids vom P8t Anri 1, unci unter nachstehenden B(?-
dingungen die baupolizeiliche' Genehmigung erteilt»

Z7 ( wie Bezirksbaumeist vom 2 'g*

‘5/ Genehmigungsvermerk auf die Pläne»
4) Zählkarten amsfüllen und bea
5) Nachricht an
6) Nachricht von- ffi-jzfcftr -*2 an He

7) Kostenrechnung auf Bauherrn»
8) Zustellung durch Bcrgerneisterschein»
9) Wvo mit Kassenbeleg und Schein sp» in 14 Tagen»

Kostenrechnung /
»r.<WWV

vom

Baugebühr
Auslagen
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